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„Der Gedanke der Nachhaltigkeit verbindet wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit mit ökologischer Verantwortung und 
sozialer Gerechtigkeit. Diese drei Ziele bedingen einander. 
Denn auf Dauer ist kein Wirtschaftswachstum vorstellbar, das 
auf Raubbau an der Natur oder auf sozialen Ungerechtigkei-
ten beruht. 
Diese Erkenntnis ist Ausdruck unserer Verantwortung nicht 
nur für jetzige, sondern auch für künftige Generationen. Was 
wir heute tun, darf nachfolgenden Generationen die Chan-
cen auf ein Leben in einer intakten Umwelt und in Wohlstand 
nicht nehmen.“ 

Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel, 52. Food Business Welt-
gipfel, 18. Juni 2008

Wie wollen wir heute und in Zukunft leben? Wie 
kommen wir unserer Verantwortung nach – natio-
nal wie international? Wo steht unser land heute? 
Mit diesen Fragen beschäftigt sich der Fortschritts-
bericht 2008 der bundesregierung zur nationalen 
nachhaltigkeitsstrategie.

Leitprinzip Nachhaltigkeit

nachhaltigkeit ist leitprinzip der Politik der 
bundesregierung (Kapitel a). Wollen wir unse-
re lebensgrundlagen erhalten, müssen unsere 
entscheidungen unter den drei gesichtspunkten 
Wirtschaft, umwelt und soziales dauerhaft trag-
fähig sein, und das in globaler Perspektive. nach-
haltigkeit zielt auf generationengerechtigkeit, 
lebensqualität, sozialen Zusammenhalt und inter-
nationale Verantwortung. sie bildet ein zentrales 
Kennzeichen für Fortschritt in unserer gesellschaft. 
hierfür müssen die Weichen für das 21. Jahrhundert 
richtig gestellt werden. 

nachhaltigkeit betrifft alle Politikfelder – auf 
nationaler genauso wie auf internationaler ebene. 
so tragen wir in den industriestaaten auch Verant-
wortung für die chancen der Menschen in anderen 
ländern. Wir haben kein anrecht darauf, soziale und 
ökologische lasten unseres Wohlstands auf andere 
abzuwälzen. gleichzeitig haben entwicklungslän-

der einen anspruch auf eine gerechte nutzung von 
ressourcen. gleiches gilt z. b. auch für eine faire 
teilhabe am Welthandel. 

um nachhaltigkeit als politisches leitprinzip 
wirklich zur geltung zu bringen, muss sie chefsache 
sein. auf bundesebene liegt die Federführung für 
nachhaltigkeit daher direkt beim bundeskanzler-
amt. Die umsetzung und Weiterentwicklung der 
strategie erfolgt dabei unter Mitarbeit aller ressorts.

Die Strategie

Mit dem vorliegenden Fortschrittsbericht greift 
die bundesregierung die nachhaltigkeitsstrategie 
von 2002 auf, die von der damaligen bundesregie-
rung zum Weltgipfel von Johannesburg vorgelegt 
und anschließend – u. a. im letzten Fortschrittsbe-
richt von 2004 – weiterentwickelt worden ist. 

eine in ökonomischer, ökologischer und sozialer 
hinsicht nachhaltige entwicklung unseres landes 
und der Welt ist das Ziel der in globaler Perspektive 
langfristig und generationenübergreifend ausge-
richteten Politik der bundesregierung. aber nicht nur 
die Politik, auch Wirtschaft, gesellschaft und jeder 
einzelne sind gefordert, sich für dieses Ziel einzu-
setzen. Deshalb ist nachhaltigkeit auch ein dynami-
scher, gesamtgesellschaftlicher reformprozess. Dabei 
liefert das leitbild der nachhaltigkeit keine Patent-
lösung für alle Probleme unserer Zeit und erspart 
uns nicht die Diskussion und entscheidung über die 
jeweils richtige entwicklung. Dies gilt in der Politik 
ebenso wie in der Wirtschaft und im privaten bereich. 
nachhaltigkeit bietet aber wichtige allgemeine 
leitlinien zur Frage, wie wir heute und morgen leben 
wollen. Da die vielfältigen politischen herausforde-
rungen nicht von einer strategie allein abgedeckt 
werden können, muss nachhaltigkeit als leitprinzip 
bei anderen strategien und entscheidungen von den 
jeweiligen akteuren jeweils mitbedacht werden. 

Zusammenfassung
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Steuerungswirkung erhöhen

Mit dem Fortschrittsbericht 2008 will die bun-
desregierung nachhaltigkeit als leitprinzip ihres 
handelns stärken. 

ein wichtiger ansatzpunkt dafür ist die rechtset-
zung. bei jedem gesetz und bei jeder rechtsverord-
nung muss künftig danach gefragt werden, welche 
auswirkungen das Vorhaben auf aspekte nachhal-
tiger entwicklung hat. nachhaltigkeit wird dafür in 
der gemeinsamen geschäftsordnung der bundes-
regierung als Prüfstein der gesetzesfolgenabschät-
zung verankert. 

Verbessert wird auch das weitere „nachhal-
tigkeitsmanagement“ der bundesregierung. Das 
Managementkonzept der nachhaltigkeit enthält 
drei elemente:

Für ein besseres nachhaltigkeitsmanagement 
wird u.a. der staatssekretärsausschuss für nach-
haltige entwicklung gestärkt, der vom chef des 
bundeskanzleramtes geleitet wird. ressortberichte, 
ressortübergreifende Projekte und die einbindung 
weiterer akteure erhöhen künftig die Wirkungskraft 
der strategie in den politischen alltag hinein.

Indikatoren für eine nachhaltige Entwicklung

Zu einem erfolgreichen Management gehört die 
überprüfung der entwicklung anhand bestimmter 
Kriterien und Messgrößen. Die nachhaltigkeitsstra-
tegie enthält indikatoren zu 21 themen (Kapitel b). 

bei der erstellung des Fortschrittsberichts wur-
den die seit 2002 bestehenden indikatoren und Ziele 
auf den Prüfstand gestellt. entscheidende Kriteri-
en bei der überarbeitung waren Kontinuität und 
transparenz (Kapitel b.i.). in diesem rahmen werden 
einzelne neue Ziele aufgenommen, u.a. für die Prä-
vention im gesundheitsbereich. 

Die fachlich unabhängige analyse der indikato-
renentwicklung durch das statistische bundesamt 
(Kapitel b.ii.) weist aus, dass wesentliche heraus-
forderungen auf dem Weg zu einer nachhaltigen 
entwicklung verbleiben. 

Positive entwicklungen gab es insbesondere im 
Klimaschutz: Von 1990 bis 2007 ist der ausstoß von 
treibhausgasen um rd. 20,4 % (vorläufiges ergebnis) 
gesunken. Zur erreichung des Kyoto-Ziels fehlen da-
mit nur noch 0,6 %-Punkte bis 2012. Massiv gestiegen 
ist von 1990 bis 2007 der anteil der erneuerbaren 
energien am Primärenergieverbrauch, und zwar von 
1,3 % auf 6,7 %. Damit wurde das 2002 in der nachhal-
tigkeitsstrategie für das Jahr 2010 festgelegte Ziel 
von mindestens 4,2 % bereits drei Jahre früher mehr 
als erreicht. Der anteil der erneuerbaren energien 
am stromverbrauch erhöhte sich von 3,4 % auf 14,2 %. 
hier hat Deutschland ebenfalls bereits 2007 sein für 
2010 gesetztes Ziel erreicht, bis 2010 mindestens  
12,5 % an der stromversorgung durch erneuerbare 
energien zu decken. Dies entspricht auch dem bis- 
lang auf europäischer ebene vereinbarten Ziel für 
das Jahr 2012.

ein gutes stück vorangekommen ist die bun-
desregierung ferner bei der Konsolidierung des 
staatshaushalts. im Jahr 2007 konnte erstmals seit 
1989 (mit ausnahme des Jahres 2000 durch die 
uMts-erlöse) wieder ein ausgeglichener staats-
haushalt erreicht werden. Dabei erzielten länder, 
gemeinden und sozialversicherungen überschüsse. 
lediglich der bund verzeichnete noch ein Defizit. 
als neues Ziel der strategie wird nun festgelegt, 
spätestens ab 2011 einen bundeshaushalt ohne net-
tokreditaufnahme zu erreichen. Fortschritte gibt es 
auch mit blick auf die wirtschaftliche entwicklung, 
die Verminderung der raucherquote bei Jugendli-
chen, die beschäftigung älterer arbeitnehmer, die 
ganztagsbetreuung von Kindern von 3 bis 5 Jahren 
und bei der entwicklung der einfuhren von Waren 
aus entwicklungsländern. 

in einer reihe von bereichen werden die ge-
steckten Ziele dagegen bisher nicht erreicht. hierzu 
gehören u.a. die themen bildung und Mobilität. 
sehr unbefriedigend ist auch, dass Frauen immer 

Indikatoren–Status

12 Ziele 4 Ziele 12 Ziele 7 Ziele

Berechnung des Statistischen Bundesamtes auf Basis von Werten vergangener Jahre 
(Annahme: unveränderte Fortsetzung der Entwicklung); vgl. Tabelle vor B. III.

Managementkonzept der Nachhaltigkeit

Managementregeln
Die zehn Managementregeln fassen in konzentrierter Form 
das Leitbild und die Anforderungen an eine nachhaltige 
Entwicklung zusammen. 

Indikatoren und Ziele 
Indikatoren zeigen an, wo wir auf dem Weg zu einer nach-
haltigen Entwicklung stehen. Ziele machen den Handlungs-
bedarf deutlich und sind für eine Erfolgskontrolle wichtig.

Monitoring
Alle vier Jahre stellt ein Fortschrittsbericht umfassend den 
Stand nachhaltiger Entwicklung dar. Er wird durch einen 
zweijährlich erscheinenden Indikatorenbericht des Sta-
tistischen Bundesamtes ergänzt, der die Entwicklung der 
Nachhaltigkeitsindikatoren darlegt.



13Fortschrit tsbericht 2008 – Für ein nachhaltiges DeutschlanD

noch im Durchschnitt deutlich schlechter bezahlt 
werden als Männer (vgl. die übersicht zur entwick-
lung bei Kapitel b.iii.). Die bundesregierung versteht 
dies als anstoß, die bemühungen für ein nachhalti-
ges Deutschland zu verstärken, und will hierfür noch 
stärker mit anderen akteuren zusammenarbeiten. 
Die Ziele der nachhaltigkeitsstrategie sind oft nur 
im Zusammenspiel mit der Zivilgesellschaft und mit 
allen anderen staatlichen ebenen – länder, Kommu-
nen – erreichbar.

Schwerpunkte des Berichts

inhaltliche schwerpunkte des Fortschrittsbe-
richts (Kapitel c) sind die themen Klima/energie, 
rohstoffe, soziale chancen des demografischen 
Wandels sowie Welternährung. 

• Klima/Energie

Klima und energie (Kapitel c.i.) sind zentrale 
themen für eine nachhaltige entwicklung. Denn 
Klimaschutz und die anpassung an den Klimawan-
del bilden eine der größten herausforderungen der 
Menschheit im 21. Jahrhundert. eine erwärmung um 
mehr als 2 ° c gegenüber vorindustrieller Zeit ist in 
ihren auswirkungen auf Mensch und umwelt nicht 
vertretbar – dies hat der bericht des Zwischenstaatli-
chen ausschusses für Klimaänderungen (iPcc) 2007 
deutlich gemacht. hierfür müssen die weltweiten 
emissionen bis 2050 gegenüber 1990 um mindes-
tens 50 % gesenkt werden. Für die industrieländer 
bedeutet dies eine Verringerung um mindestens 
60 – 80 % bis 2050. Daraus ergibt sich langfristig und 
bezogen auf die Weltbevölkerung ein emissionsziel 
von durchschnittlich 2 t treibhausgasemissionen pro 
Kopf und Jahr. 

Mit dem integrierten energie- und Klimapro-
gramm (ieKP) hat die bundesregierung zudem die 
Weichen für die einhaltung ambitionierter Kli-
maschutzziele nach 2012 gestellt. Zu den Maßnah-
men – die sich zum teil noch in parlamentarischer 
beratung befinden – zählen u. a. die novellierung 
des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes, novellen des 
energieeinsparungsgesetzes und der energieein-
sparverordnung (eneV), Verbesserung bzw. neu-

auflage von Förderprogrammen zur energetischen 
sanierung von gebäuden/sozialer infrastruktur, der 
erlass von leitlinien zur beschaffung energieeffizi-
enter Produkte und Dienstleistungen, die novellie-
rung des erneuerbare-energien-gesetzes (eeg), der 
erlass des erneuerbare-energien-Wärmegesetzes 
(eeWärmg), Maßnahmen zur erleichterung der bio-
gaseinspeisung sowie ein gesetz zur beschleunigung 
des ausbaus der höchstspannungsnetze. 

auf europäischer ebene sind unter deutscher 
ratspräsidentschaft wegweisende Klimaschutzziele 
für das Jahr 2020 vereinbart worden. Mit einer deut-
lichen steigerung der energieproduktivität, der nut-
zung co2-armer technologien und dem ausbau der 
erneuerbaren energien können diese Ziele erreicht 
werden. Die Maßnahmen des eu-Klimapaketes wer-
den hierzu beitragen. 

eine besondere herausforderung bleibt der be-
reich der energieeffizienz. notwendig sind etwa effi-
ziente, treibhausgasarme Kraftwerke. hierzu gehört 
auch, alte Kohlekraftwerke durch neue zu ersetzen. 
Diese sollen möglichst als anlage mit Kraft-Wärme-
Koppelung gebaut werden, wodurch die brennstoff-
ausnutzung bis auf 90 % gesteigert wird.

Deutschland und die eu werden ihrer Vorreiter-
rolle im Klimaschutz damit auch weiterhin gerecht. 
auf dieser basis setzt sich die bundesregierung 
auf internationaler ebene für den abschluss eines 
umfassenden und effektiven Folgeabkommens zum 
Kyoto-Protokoll ein.

Der Klimawandel hat mittlerweile eingesetzt. um 
den nicht mehr vermeidbaren Folgen zu begegnen, 
erarbeitet die bundesregierung eine anpassungsstra- 
tegie für Wirtschaft und gesellschaft.

• Rohstoffe

Dringend erforderlich sind verstärkte bemü- 
hungen um eine nachhaltige rohstoffwirtschaft 
(Kapitel c.ii.). Mehr Materialeffizienz und eine spar-
samere nutzung vermindern umweltauswirkungen. 
in den vergangenen fünf Jahren haben sich die Preise 
für wichtige industrierohstoffe zum teil mehr als ver- 
doppelt. Vor dem hintergrund zunehmender Mate-
rialknappheiten geht es darum, die herstellungs-
kosten zu senken (für das verarbeitende gewerbe 
machen Kosten für Material derzeit mit ca. 40 % den 
zentralen Kostenblock aus) und die Versorgung 
der industrie mit rohstoffen sicherzustellen. und 
schließlich müssen auch die sozialen, entwicklungs-
politischen und ökologischen auswirkungen des 

Ziele der Strategie: 

• Verdoppelung der Energieproduktivität bis 2020
• Absenkung der Treibhausgasemissionen bis 2008/2012 
   gegenüber 1990 um 21 %
• Ausbau des Anteils erneuerbarer Energien an der Strom-
   versorgung bis 2020 auf mindestens 30 %
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rohstoffabbaus und der rohstoffimporte in den 
blick genommen werden. 

um die rohstoffproduktivität bis 2020 gegenüber 
1994 zu verdoppeln, bedarf es weiterer anstren-
gungen. Wichtige handlungsfelder hierfür sind die 
Verbesserung der Materialeffizienz, die entwicklung 
neuer und ressourcenschonender Werkstoffe sowie 
die Verbesserung des recyclings und der verstärkte 
einsatz von sekundärrohstoffen und nachwachsen-
den rohstoffen. 

bei der Deckung des rohstoffbedarfs durch roh-
stoffgewinnung und -import sind negative soziale 
und ökologische Folgen – auch in globaler Pers-
pektive – zu vermeiden. international anerkannte 
Mindeststandards und Konventionen müssen dafür 
umgesetzt und die Verantwortung des privaten sek-
tors im sinne des „global compact“ und der oecD-
leitsätze für multinationale unternehmen einbe-
zogen werden. Zur bekämpfung von Korruption 
im rohstoffsektor unterstützt die bundesregierung 
außerdem die „extractive industries transparency 
initiative“ (eiti). 

Zur steigerung der rohstoffproduktivität hat die 
bundesregierung eine reihe konkreter Vorhaben auf 
den Weg gebracht. hierzu gehört u. a. die Förderung 
von Forschungsprojekten. Viele Maßnahmen setzen 
in rohstoffintensiven Wirtschaftsbereichen an; denn 
erfolgreiche innovationen dort können eine große 
hebelwirkung haben und zu effizienzgewinnen 
in weiteren bereichen führen. ein Programm zur 
Verbesserung der Materialeffizienz bei kleinen und 
mittleren unternehmen (KMu) reagiert darauf, dass 
bestehende betriebswirtschaftlich rentable Kosten-
senkungspotenziale in der betrieblichen Praxis zum 
teil nicht genügend genutzt werden. inhaltlicher 
schwerpunkt des im März 2007 gegründeten netz-
werkes ressourceneffizienz ist es, effizienzpoten-
ziale durch den einsatz moderner informations-  
und Kommunikationstechnologien zu nutzen. 

Weitere Maßnahmen zielen auf die stärkere Ver-
wendung von holz als ersatz für andere energie- und 
rohstoffintensivere roh- und Werkstoffe sowie auf 
die Mehrfachnutzung nachwachsender rohstoffe 

(Kaskaden- und Koppelnutzung). Ferner setzt sich 
die bundesregierung dafür ein, die transparenz 
im rohstoffsektor von entwicklungsländern durch 
Zertifizierungsmaßnahmen zu erhöhen. 

 
• Demografischer Wandel und soziale Chancen

in Deutschland werden in Zukunft weniger Men-
schen leben, vor allem aber werden sie im Durch-
schnitt älter sein als heute. Dies lässt sich durch 
einwanderung oder eine steigerung der geburten-
rate allenfalls abmildern. Denn wegen des geburten-
rückgangs seit den 70er Jahren gibt es schon heute 
weniger potenzielle Mütter und Väter. 

leider wird der demografische Wandel in der 
regel nur als negativthema verstanden. Dies ver-
stellt den blick auf die Frage, wie der Wandel positiv 
gestaltet werden kann (Kapitel c.iii.). gerade viele 
ältere Menschen verfügen über ein großes Maß an 
erfahrungen, Kreativität und innovationskraft, und 
sie möchten diese Potenziale für sich und für andere 
einsetzen. hieraus ergeben sich chancen für eine 
stärkung der Zivilgesellschaft, für mehr solidarität 
zwischen den generationen und für eine Kultur des 
Miteinanders.

Diese chancen können nur genutzt werden, 
wenn freiwilliges bürgerschaftliches engagement 
noch attraktiver wird. hierfür hat der bund eine 
reihe von Maßnahmen auf den Weg gebracht. Ände-
rungen im steuerrecht gehören ebenso dazu wie 
solche im rahmen der Pflegereform zur unterstüt-
zung von pflegenden angehörigen. 

ort des engagements ist vor allem die kommu-
nale ebene. Der bund leistet hierfür auf vielfältige 
Weise unterstützung, insbesondere durch eine 
entsprechende gestaltung der gesetzlichen grund-
lagen, durch Modellprojekte, Förderung der infra-
struktur, Forschung und information. exemplarische 
handlungsfelder sind der ländliche raum sowie 
gesundheit und Pflege. um erfolgreiche beispiele 
aus der Praxis bekannter zu machen, wird der bund 
einen Wettbewerb in anknüpfung an die erfolgrei-
che frühere bundesaktion „bürger initiieren nach-
haltigkeit“ ausloben; der modifizierte Wettbewerb 
wird auf das thema „Zusammenhalt der generatio-
nen“ ausgerichtet.

Ziele der Strategie: 

• Nutzung von nicht erneuerbaren und nachwachsenden 
   Rohstoffen in einer Weise, die dauerhaft tragfähig ist, 
   indem sie gegenwärtigen wie zukünftigen Generationen 
   vergleichbare wirtschaftliche Potenziale ermöglicht und 
   ökologische wie soziale Belastungen auch in globaler 
   Betrachtung vermeidet 
• Verdoppelung der Rohstoffproduktivität bis 2020

Ziele der Strategie: 

Chancen entwickeln und fördern, die sich aus dem  
demografischen Wandel für den sozialen Zusammen- 
halt ergeben
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• Welternährung

Die steigenden Weltmarktpreise für lebensmit-
tel und energie gefährden die bis 2015 angestrebte 
halbierung des anteils der hungernden weltweit. 
Die krisenhafte entwicklung der Welternährung 
(Kapitel c.iV.) ist eine herausforderung, die alle 
politischen bereiche betrifft und eine globale und 
koordinierte handlungsstrategie erfordert. 

ein handlungskonzept muss für kurzfristige 
entlastung sorgen, darüber hinaus aber insbeson-
dere die langfristig wirkenden hauptursachen 
der entwicklung berücksichtigen. Dazu gehören 
geänderte ernährungsgewohnheiten, das globale 
bevölkerungswachstum, die Vernachlässigung des 
agrarsektors in vielen entwicklungsländern wäh-
rend der letzten Jahre, aber auch die nachfrage nach 
agrarrohstoffen zur bioenergieerzeugung. 

neben der not- und nahrungshilfe, einer verstärk-
ten bilateralen und multilateralen Zusammenarbeit 
sowie aktivitäten im rahmen der Forschungs- und 
handelspolitik ist insbesondere eine Verbesserung der 
institutionellen und rechtlichen rahmenbedingun-
gen in den entwicklungsländern nötig. auch sind Kon-
kurrenzen zwischen biomasseproduktion für energe-
tische und stoffliche nutzung und der nahrungs- und 
Futtermittelerzeugung sowie den für die erhaltung 
der biodiversität nötigen Flächen zu vermindern. 
Wo Konflikte nicht auszuräumen sind, hat die ernäh-
rungssicherung Vorrang vor anderen nutzungen der 
agrarerzeugnisse. Ziel muss sein, dass alle nutzungen 
in nachhaltiger Weise vorgenommen werden. 

Nachhaltige Entwicklung – eine Aufgabe für 
alle Politikbereiche

Die Darstellung im bericht zu weiteren Politik-
bereichen – insbesondere in Kapitel D – lehnt sich 
an die eu-nachhaltigkeitsstrategie an und zeigt die 
bandbreite von themen, die relevant für eine nach-
haltige entwicklung sind. 

• Beispiel Mobilität
 
herausforderungen für eine nachhaltige Politik 
bestehen etwa im Verkehrsbereich (Kapitel D.i.). Die 

bundesregierung hat mit Maßnahmen zur Verbes-
serung der co2-effizienz bei straßenfahrzeugen und 
dem „Masterplan güterverkehr und logistik“die ini- 
tiative ergriffen, um mit einem integrierten ansatz 
bedingungen für einen nachhaltigen Verkehr zu 
schaffen. auch die „Kraftstoffstrategie der bundes-
regierung“ wird konsequent fortgesetzt und weiter-
entwickelt. Die Förderung alternativer Kraftstoffe 
und innovativer, effizienter antriebstechnologien 
bleibt ein wichtiger schwerpunkt für größere unab-
hängigkeit vom Mineralöl und für Klimaschutz im 
Verkehr. Maßnahmen für einen stärkeren lärm-
schutz enthält ein nationales lärmschutzpaket der 
bundesregierung, das jetzt umgesetzt wird.

• Beispiel nachhaltiger Konsum

eine wesentliche rolle für die Verwirklichung 
von nachhaltigkeit im alltag spielt das Verhalten 
der Konsumenten (Kapitel D.ii.). Mehr als 20 % der 
treibhausgasemissionen in Deutschland werden 
direkt durch private haushalte verursacht. Diese 
Zusammenhänge werden immer mehr Menschen 
bewusst, wie etwa die steigende nachfrage nach 
ökologisch erzeugten Produkten zeigt. eine zentrale 
bedeutung für einen nachhaltigen Konsum hat der 
einzelhandel als schnittstelle zwischen Produktion 
und Konsum. 

• Beispiel natürliche Ressourcen

erneuerbare naturgüter (Kapitel D.iii.) dürfen 
auf Dauer nur im rahmen ihrer Fähigkeit zur rege-
neration genutzt werden – so verlangt es die zweite 
Managementregel der nachhaltigkeit. nicht nach-
haltig ist die derzeitige Flächeninanspruchnahme in 
Deutschland. 2006 wurden immer noch 106 ha pro 
tag neu genutzt. Ziel der bundesregierung für 2020 
sind 30 ha pro tag. Das thema Flächenverbrauch ist 
ein beispiel für die notwendigkeit vertikaler integra-
tion des leitbilds nachhaltigkeit und für die gemein- 
same Verantwortung verschiedener staatlicher ebe-
nen. um das Ziel zu erreichen, hat die bundesregie-
rung vielfältige Maßnahmen angestoßen, oft auch 
im Dialog mit ländern und der kommunalen ebene. 
Weitere Fortschritte in diesem wichtigen bereich 
sind jedoch nötig.

Die biologische Vielfalt ist eine zentrale grund-
lage des menschlichen lebens auf der erde. ob als 
gastgeber der letzten Konferenz des übereinkom-
mens über die biologische Vielfalt (cbD) oder im 
rahmen der nationalen biodiversitätsstrategie: 
Deutschland übernimmt seine Verantwortung,  

Ziele der Strategie: 

Mit konkreten Maßnahmen dazu beitragen, dass das Ziel  
aus der Millenniumserklärung der Staats- und Regierungs-
chefs der Welt, den Anteil der Hungernden bis 2015 weltweit 
zu halbieren, erreicht werden kann.
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mit konkreten Maßnahmen den Verlust von biodi-
versität bis 2010 signifikant zu reduzieren.

Die bundesregierung tritt nachdrücklich dafür 
ein, dass auf nationaler ebene, im rahmen der eu-
Fischereipolitik sowie auf internationaler ebene 
die Prinzipien der nachhaltigkeit stärker als bisher 
anwendung finden. 

• Beispiel Bildung und Forschung

Das Wissen über nachhaltigkeit bereits frühzei-
tig im rahmen der schulausbildung zu vermitteln 
ist anliegen des 10-jährigen rahmenprogramms 
„bildung für eine nachhaltige entwicklung“ der Ver-
einten nationen. Mit den hierzu im Zusammenspiel 
zwischen ländern und bund laufenden vielfältigen 
aktivitäten wird nachhaltigkeit dauerhaft im schul-
unterricht verankert (Kapitel a.i.3.). 

Forschungspolitische Weichenstellungen für 
eine nachhaltige entwicklung (Kapitel D.Viii.) 
enthalten das rahmenprogramm „Forschung für 
nachhaltigkeit“ von 2004, die hightech-strategie 
der bundesregierung von 2006 sowie die hightech-
strategie zum Klimaschutz von 2007. allein über das 
Programm „Forschung für nachhaltigkeit“ wurden 
binnen vier Jahren über 1.000 Projekte gefördert. um 
das Wirtschaftswachstum sowohl vom energie- und 
ressourcenverbrauch als auch von der Verkehrsleis-
tung abzukoppeln, spielt Forschung und entwick-
lung sowie die Weitergabe von Wissen durch spezifi-
sche bildungsmaßnahmen eine entscheidende rolle.

• Globale Herausforderung Nachhaltigkeit

Die bundesregierung bekennt sich zur übernah-
me globaler Verantwortung (Kapitel D.Vi.) als unab-
dingbare Voraussetzung für eine weltweite nachhal-
tige entwicklung. Die bekämpfung der armut und 
der Zerstörung natürlicher lebensgrundlagen sind 
wichtige herausforderung auf dem Weg dorthin. 
grundlagen für das deutsche engagement sind die 
Millenniumserklärung der Vereinten nationen und 
die daraus abgeleiteten Millenniums-entwicklungs-
ziele (MDg), die beschlüsse des erdgipfels von rio 
1992 und der aktionsplan des Weltgipfels für nach-
haltige entwicklung 2002 in Johannesburg. 

in den letzten Jahren konnten wichtige Prozesse 
angestoßen werden, u.a. im rahmen der deutschen 
g8-Präsidentschaft 2007. Zentrale herausforderung 
bleibt die erreichung der MDg, auch wenn in vielen 
ländern wichtige Fortschritte gemacht worden sind. 

im sinne einer nachhaltigen entwicklung bleiben 
wesentliche handlungsfelder die sicherung der 
natürlichen lebensgrundlagen und die schaffung 
einer globalen Partnerschaft. Die umsetzung des 
ambitionierten aktionsprogramms „Klima und ent-
wicklung“, die steigerung der entwicklungsfinanzie-
rung sowie ein erfolgreicher abschluss der Doha-
runde sind hier wichtige schritte. ebenso zentral 
ist die Frage, ob die notwendige anpassung an den 
Klimawandel gelingt, insbesondere in den armen 
ländern. in allen bereichen steht afrika im Mittel-
punkt der aufmerksamkeit der bundesregierung. 
entscheidend für positive entwicklungen wird es in 
den nächsten Jahren sein, nachhaltigkeit maßgeb-
lich in den entwicklungsagenden der Partnerländer, 
aber auch der geberländer und -institutionen zu 
verankern.

Aufgabe für alle – Bund, Länder, 
Kommunen, Zivilgesellschaft

nachhaltigkeit kann von der bundesregierung 
nicht verordnet werden. erforderlich ist eine ge-
meinschaftliche anstrengung von bund, Zivilgesell-
schaft, ländern und Kommunen. Deshalb wurden 
zusätzlich zu dem von der bundeskanzlerin berufe-
nen nachhaltigkeitsrat erstmals auch der Parlamen-
tarische beirat für nachhaltige entwicklung im Deut-
schen bundestag, die länder und die kommunalen 
spitzenverbände dazu eingeladen, sich mit eigenen 
beiträgen an diesem bericht zu beteiligen. 

in seinem von allen Fraktionen einstimmig ange-
nommenen beitrag (Kapitel e) bekräftigt der Parla-
mentarische beirat seine Forderung, dass nachhal-
tigkeit leitprinzip der deutschen Politik sein muss. 
Mit seiner arbeit leistet der Parlamentarische beirat 
einen konkreten beitrag für die stärkere berücksich-
tigung des leitbildes nachhaltiger entwicklung in 
politischen gestaltungsprozessen.

Der rat für nachhaltige entwicklung, der die 
bundesregierung in sachen nachhaltigkeit berät 
und ein wichtiger akteur für den gesellschaftlichen 
Dialog zu nachhaltigkeit ist, setzt sich in seinem 
beitrag (Kapitel F) u.a. dafür ein, die Verbindlichkeit 
der nachhaltigkeitsstrategie zu stärken und fordert 
Verbesserungen beim nachhaltigkeitsmanagement.

Die länder bekennen sich in dem von den Minis-
terpräsidenten beschlossenen beitrag (Kapitel g) zu 
nachhaltigkeit als Ziel ihrer jeweiligen landesent-
wicklung. sie bieten der bundesebene die enge Zu-
sammenarbeit bei nachhaltigkeit an – ein angebot, 
das die bundesregierung gerne annimmt. 
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Die Kommunen betonen in ihrem beitrag (Kapi-
tel h) ebenfalls ihr interesse an einer engeren Koope-
ration sowie an einer stärkeren unterstützung von 
nachhaltigkeitsaktivitäten auf kommunaler ebene 
durch den bund. auch die Zusammenarbeit mit den 
Kommunen will der bund vertiefen.

Nachhaltigkeit – keine rein nationale 
Angelegenheit

in vielen bereichen findet Politikgestaltung in 
Deutschland heute im Wechselspiel zwischen der 
nationalen und der europäischen ebene (Kapitel i) 
statt. Die europäische union zählt nachhaltigkeit 
zu ihren politischen Prioritäten. Die erneuerte 
europäische nachhaltigkeitsstrategie, die der 
europäische rat 2006 beschlossen hat, ist daher 
ein bedeutsamer bezugspunkt für die nationalen 
aktivitäten; viele Ziele und Maßnahmen in diesem 
bericht finden auf europäischer ebene ihre ent- 
sprechung. Diese Verknüpfung soll und muss  
weiter gestärkt werden.

Die bundesregierung ist mit der nachhaltigkeits-
strategie teil eines internationalen Prozesses. ein 
Meilenstein war der brundtlandbericht von 1987, der 
die konzeptionelle grundlage für die beschlüsse der 
gipfel von rio de Janeiro 1992 und von Johannesburg 
2002 gelegt hat. Jenseits von berechtigter – auch 
deutscher – Kritik an einzelpunkten der arbeit der 
Kommission für nachhaltige entwicklung (csD) 
bleibt diese ein unverzichtbares gremium auf der 
ebene der Vereinten nationen (Kapitel J).

Dialog mit der Öffentlichkeit

Die Diskussion, wie wir langfristig leben wollen 
und welche Prioritäten wir dabei setzen, geht alle 
an. Die bundesregierung legte deshalb großen Wert 
darauf, der Öffentlichkeit die Möglichkeit zu geben, 
sich frühzeitig und umfassend mit anregungen und 
Vorschlägen am vorliegenden bericht zu beteiligen. 

Die stellungnahmen der Öffentlichkeit (vgl. 
Kapitel a.V.) haben gezeigt, dass nachhaltigkeit als 
thema in den gesellschaftlichen gruppen einen 
breiten rückhalt hat. über die notwendigkeit einer 
nachhaltigen entwicklung besteht in der Öffentlich-
keit kein Dissens; nachhaltigkeit ist im politischen 
und gesellschaftlichen leben unverrückbar und 
parteiübergreifend angekommen. Die bundesregie-
rung sieht dies als bestätigung ihrer Politik und wird 
nachhaltigkeit als politisches leitbild stärker in den 
Mittelpunkt ihres handelns rücken.

Fazit

nachhaltigkeit ist eine Daueraufgabe und be- 
nötigt einen langen atem. erforderlich ist eine um- 
fassende und konsequente berücksichtigung von 
nachhaltigkeit als leitprinzip in der deutschen Poli- 
tik. nachhaltigkeit prägt alle Politikfelder. technolo-
gischer, ökonomischer und gesellschaftlicher Fort-
schritt muss sich am Prinzip der nachhaltigkeit mes-
sen lassen. Wenn nachhaltigkeit als herausforderung 
wirklich angenommen und im alltag aller akteure 
umgesetzt wird, kann sie zum Motor für erneuerung 
werden. in diesem sinn ist die nachhaltigkeitsstrate-
gie eine Zukunftsstrategie für das 21. Jahrhundert.




